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Sachgebiet 9280 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Stark 
(Nürtingen), Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Lenz (Berg- 
straße), Vogel und Genossen 


betr. Entwicklung der Verkehrsstraftaten unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Alkoholeinflusses 


Nachdem die Bundesregiening erwägt, die Strafbestimmungen 
für alkoholbeeinflußtes Fahren im Straßenverkehr zu verschär- 
fen und damit einen Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit 
auf unseren Straßen zu leisten, erscheint es notwendig, alle 
erreichbaren Tatsachen und Erfahrungen kennen zu lernen. 

Strafend greift der Staat immer nur dann ein, wenn die Rechts- 
verletzung bereits begangen ist. Auf das zukünftige Verhalten 
der Menschen haben strafrechtliche Bestimmungen fast nur Ein- 
fluß durch ihre abschreckende Wirkung, Die gemachten Erfah- 
rungen mit Verschärfungen des Verkehrsstrafrechts durch das 
Zweite Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs und ihr Ein- 
fluß auf das Unfallgeschehen müssen ebenso deutlich in den 
Prüfungs- und Entscheidungsprozeß einbezogen werden, wie 
die andererseits gemachten Erfahrungen, die sich aus einer 
Milderung der strafrechtlichen Normen durch das Erste Gesetz 
zur Reform des Strafrechts im Zusammenhang mit dem Achten 
Strafrechtsänderungsgesetz ergeben haben. 

Auch die Erfahrungen, die in anderen Ländern mit dem Problem 
der Unfallhäufigkeit und insbesondere mit dem Alkoholeinfluß 
als Ursache für Unfälle gemacht wurden, müssen berücksichtigt 
werden. 


Die nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland erschreckend 
hohe Zahl von Unfalltoten und Unfallverletzten im Straßen- 
verkehr müssen Veranlassung sein, die wirksamsten und um- 
fassendsten staatlichen Maßnahmen zu suchen, um diesem Ge- 
schehen Einhalt zu gebieten. 

Erleichternde oder verschärfte strafrechtliche Normen sollten 
nur beschlossen werden, wenn hinreichend sicher ist, daß der 
erwartete Erfolg, nämlich die Verminderung des Unfallgesche- 
hens, dadurch erreicht werden kann. 
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Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


1. Wie hat sich die Zahl der Unfälle im Straßenverkehr mit 
Personenschaden einerseits und dabei festgesteller Ursache 
„Alkoholeinfluß" andererseits entwickelt 

a) in Schweden seit der Einführung der 0,5 Promillegrenze 
— liegt für die Zeit vor dieser Einführung vergleichbares 
Zahlenmaterial vor — , 

b) in Österreich vor und nach der Einführung der 0,8 Pro- 
millegrenze? 

2. Haben die Straftaten im Straßenverkehr, insbesondere das 
Fahren unter Alkoholeinfluß, durch die Verschärfung und 
Erweitecrung der Straftatbestände mit dem Zweiten Gesetz 
zur Sicherung des Straßenverkehrs vom 26, November 1964 
absolut oder wenigstens relativ abgenommen? 

3. Wie hat sich die absolute und die relative Häufigkeit der 
festgestellten Straftaten im Straßenverkehr mit und ohne 
Alkoholeinfluß in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
wickelt, und zwar vor und nach dem 30. September 1969? 

4. a) In wie vielen Fällen sind Freiheitsstrafen bis zu einem 

Jahr für im Verkehr begangene Straftaten mit Alkohol- 
einfluß seit dem 1. Oktober 1969 verhängt und in wie 
vielen Fällen zur Bewährung ausgesetzt worden? 

b) Wie lauten die entsprechenden V 4 - Jahreszahlen für die 
Zeit ab 1. Januar 1966 bis zum 30. September 1969? Ge- 
beten wird auch um Angabe der Verhältniszahlen in 
V. H.-Sätzen. 

5. Wie hoch etwa lag der Promillegehalt bei den Tätern nach 
§ 316 StGB (Trunkenheit im Verkehr) und den Tätern nach 
§ 315 c StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) sowie den 
sonstigen Tätern, die wegen alkoholbedingten Verhaltens 
im Straßenverkehr straffällig wurden in den letzten fünf 
Jahren? 

6. Treffen für die Zeit nach dem 1. Oktober 1969 die Feststel- 
lungen in dem Aufsatz „Die Strafverfolgung gegen Straßen- 
verkehrssünder 1966" im Heft 6/1968 der Zeitschrift „Wirt- 
schaft und Statistik" im wesentlichen noch zu, wonach 

die Verkehrssünder, die z, Z. der Tat unter Alkoholeinfluß 
standen, 1966 zu etwa 93®/o eine Freiheitsstrafe erhielten, 
auch wenn sie keinen Unfall verursacht hatten; 

bei Unfall der Anteil auf 95®/o und wenn andere Personen 
zu Schaden kamen auf 96,7®/o stieg; 
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Ersttäter nach § 316 StGB weit überwiegend Freiheitsstrafen 
erhielten; 

von diesen verhängten Strafen zur Bewährung ausgesetzt 
wurden 

a) bei fahrlässiger Tötung 15®/o, 

b) bei Verkehrsunfallflucht 26Vo und 

c) bei Verkehrsgefährdung sowie bei fahrlässiger Körper- 
verletzung je 29Vo? 

Es wird gebeten, bei der Beantwortung der einzelnen Fragen 
die Entwicklung mindestens der letzten fünf Jahre, aufgeteilt 
nach den einzelnen Jahren, den absoluten Zahlen und den v. H,- 
Zahlen, anzugeben. 

Bonn, den 9. Dezember 1970 


Erhard (Bad Schwalbach) 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Vogel 
Dr. Arnold 
Berger 
Biechele 
Dichgans 
Draeger 

Freiherr von Fircks 
Dr. Gruhl 
Hanz 
Hussing 

Frau Jacobl (Marl) 

Frau Dr. Kuchtner 
Lensing 
Link 

Dr. Miltner 
Ott 
Picard 
Pohlmann 
Dr. Reinhard 
Dr. Rügen 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Stahlberg 
Frau Stommel 
von Thadden 
Wagner (Günzburg) 
Weber (Heidelberg) 
Wissebadi 
Zink 
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